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Art. 88 Datenverarbeitung im Beschäftigungskontext  

(1) Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvorschriften 
oder durch Kollektivvereinbarungen spezifischere Vor-

schriften zur Gewährleistung des Schutzes der Rechte 

und Freiheiten hinsichtlich der Verarbeitung personen-

bezogener Beschäftigtendaten im Beschäftigungs-
kontext, insbesondere für Zwecke der Einstellung, der 

Erfüllung des Arbeitsvertrags […] und für Zwecke der 

Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses vorsehen. 
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•5 
•Martin Bauer, IG Metall Vorstandsverwaltung, Funktionsbereich Sozialpolitik, Ressort Arbeits- 

und Sozialrecht/bAV 

§ 32 Datenerhebung, -verarbeitung und –nutzung für 
Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 

(1) Personenbezogene Daten eines Beschäftigten dürfen 

für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses erhoben, 

verarbeitet oder genutzt werden, wenn dies für die Ent-
scheidung über die Begründung eines Beschäftigungs-

verhältnisses oder nach Begründung des Beschäftigungs-

verhältnisses für dessen Durchführung oder Beendigung 

erforderlich ist. […] 



GESETZESTEXT-ENTWURF - § 26 ABS. 1 
BDSG 
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(1) Personenbezogene Daten von Beschäftigten dürfen für Zwecke des 

Beschäftigungsverhältnisses verarbeitet werden, wenn dies für die 

Entscheidung über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder 

nach Begründung des Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchführung 

oder Beendigung oder zur Ausübung oder Erfüllung der sich aus einem Gesetz 

oder einem Tarifvertrag oder einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung 

(Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte und Pflichten der 

Interessenvertretung der Beschäftigten erforderlich ist. Zur Aufdeckung von 

Straftaten dürfen personenbezogene Daten von Beschäftigten nur dann 

verarbeitet werden, wenn zu dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte 

den Verdacht begründen, dass die betroffene Person im 

Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die Verarbeitung zur 

Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwürdige Interesse der oder des 

Beschäftigten an dem Ausschluss der Verarbeitung nicht überwiegt, 

insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht 

unverhältnismäßig sind. 
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§ 32 Datenerhebung, -verarbeitung und –nutzung für 
Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 

(1)  […] Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personen-
bezogene Daten eines Beschäftigten nur dann erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, wenn zu 
dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte den 
Verdacht begründen, dass der Betroffene im 
Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die 
Erhebung und Verarbeitung oder Nutzung zur 
Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwürdige 
Interesse des Beschäftigten an dem Ausschluss der 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung nicht überwiegt, 
insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass 
nicht unverhältnismäßig sind.  
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§ 32 Datenerhebung, -verarbeitung und –nutzung für 

Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 

(1)  […] Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personen-

bezogene Daten eines Beschäftigten nur dann erhoben, 

verarbeitet oder genutzt werden, wenn zu dokumen-

tierende tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht 

begründen, dass der Betroffene im Beschäftigungsver-

hältnis eine Straftat begangen hat, die Erhebung und 

Verarbeitung oder Nutzung zur Aufdeckung erforderlich 

ist und das schutzwürdige Interesse des Beschäftigten an 

dem Aus-schluss der Erhebung, Verarbeitung oder 

Nutzung nicht überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß 

im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind.  
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§ 138 Erklärungspflicht über Tatsachen; Wahrheitspflicht 

(1)  Die Parteien haben ihre Erklärungen über tatsächliche 
Umstände vollständig und der Wahrheit gemäß 
abzugeben. 

(2)  Jede Partei hat sich über die vom Gegner behaupteten 
Tatsachen zu erklären. 

(3)  Tatsachen, die nicht ausdrücklich bestritten werden, 
sind als zugestanden anzusehen, wenn nicht die Absicht, 
sie bestreiten zu wollen, aus den übrigen Erklärungen der 
Partei hervorgeht. 

(4)  Eine Erklärung mit Nichtwissen ist nur über Tatsachen 
zulässig, die weder eigene Handlungen der Partei noch 
Gegenstand ihrer eigenen Wahrnehmung gewesen sind. 
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